
Der PlanColombiaistinter-
national auf große Kritik ge-
stoßen. Schließlich sieht er
vor, Kokapflanzungengroßflä-
chig mit Herbiziden zu be-
sprühen und dadurch schwe-
re gesundheitliche Schäden
bei der betroffenen Bevölke-
rung undinder Natur hervor-
zurufen. So gab sich bei-
spielsweise die Europäischen
Union zurückhaltend, als es
galt, sich an demPlan zu be-
teiligen. Man wolle Lösungen
auf dem Verhandlungs− und
Vereinbarungswege, der Ag-
rarreformundErsatzkulturen
den Vorzuggeben, heißt esin
einemBeschluss des Europä-
ischen Parlaments. Hilfsgel-
der aus Übersee sollten folg-
lich in Entwicklungsprojekte
fließen.
In Washington ließ man

sich jedoch nicht beeindru-
cken. Dem frisch gewählten
Alvaro Uribe genehmigte die
Regierung Bush letztes Jahr,
was Kritiker schoni mmer für
das Ziel des Plan Colombia
hielten: dass das gelieferte
Kriegsmaterial auch gegen
die Guerilla eingesetzt wer-
dendürfe. I mRahmendes An-
titerrorkampfes versprach
die US−Regierung dann, 440
MillionenDollarlocker zu ma-
chen, undi mFebruar schick-
te man 150 Angehörige von
Armee−Eliteeinheiten, um die
kolumbianischen Militärs bei
der Suche der entführten
Männer zu unterstützen.
Zwar dürfen sich die insge-

KOLUMBIEN

Dollarsfür den Drogenkrieg

Für die US−Regierung
ist Kolumbienzum
wichtigsten und

zuverlässigsten Partner
in der Region geworden.

Grund genug, sich
für den Erhalt der

"ältesten Demokratie
Lateinamerikas"
zu engagieren.

Betroffenheit verbindet.
Kein Wunder also, dass sich
der US−amerikanische Staats-
sekretär Marc Grossmann
bestens mit demkolumbiani-
schenPräsidentenAlvaroUri-
beversteht. Denn sowohl die
Vereinigten Staaten als auch
Kolumbien sind Opfer des
Terrorismus, ließ Grossmann
wissen, als er vor zwei Wo-
chen dem Staatschef in der
Hauptstadt Bogotá einen Be-
suchabstattete.
Der Grund der Reise: US−

Amerikaner wurdeninKolum-
bien selbst Opfer des Terro-
rismus. Guerilleros der Revo-
lutionärenStreitkräfte Kolum-
biens FARC entführten i m
Februar drei Insassen einer
Cessna−Maschine, die i m Sü-
den des Landes abgestürzt
war. Die Fluggäste, Angestell-
te eines für Spionage zustän-
digen US−Unternehmens, hat-
ten sich auf einer Auf-
klärungsreise befunden. Die
FARC erklärte die "CIA−Agen-
ten" kurzerhand zu Kriegsge-
fangenen. Seither fehlt von
den GringosjedeSpur.

"Demokratische" Werte
schützen
Eine alltägliche Episodei m

kolumbianischen Krieg. Den-
noch verweist sie darauf, wie
offen die Guerilla mit der US−
amerikanischen Regierung
auf Konfrontation geht. Seit
dem 11. September 2001 ist

das kaum mehr verwunder-
lich. Wie kein anderes latein-
amerikanisches Land ist Ko-
lumbien ins Blickfeld Wa-
shingtoner Außenpolitiker ge-
raten. Nach den New Yorker
Anschlägen erklärte der Anti-
terrorismus−Koordinator

Francis Taylor, auch kolum-
bianische Organisationen
würden zumZiel der weltwei-
ten Kampagne gegen den Ter-
ror werden. Neben der FARC
und dem Nationalen Befrei-
ungsheer ELN zählte Taylor
auch die rechtsgerichteten
paramilitärischen Vereinig-
ten Selbstverteidigungskräf-
te (AUC) zu diesen Feinden
der USA.
Kurz darauf informierte die

US−Botschafterin in Kolum-
bien Anne Patterson vor Ort
über die neue Linie. I mUnter-
schied zu den Taliban hätten
die kolumbianischen Organi-
sationen zwar keine globale
Reichweite, sagte die Diplo-
matin, dochjede der Gruppen
"schwächt die Fundamente
der ältesten Demokratie La-
teinamerikas".
Von demokratischen Ver-

hältnissen kann in dem An-
denstaat kaumdie Rede sein.
Nach Angaben von Amnesty
International (ai) haben vor
allem "Sicherheitskräfte und
paramilitärische Gruppen"
Hinrichtungen oder Formen
des "Verschwindenlassens"
von Gewerkschaftern, Men-
schenrechtsaktivisten, Vertei-
digern, Bauern, Rechtsanwäl-

ten, Indigenas sowie Journa-
listenzuverantworten.
WelcheFundamentederko-

lumbianischen Demokratie
der US−Botschafterin Patter-
son am Herzen lagen, bleibt
alsoihr Geheimnis. Tatkräftig
arbeiten US−Behörden aber
seit Jahren mit jenen zusam-
men, diefür die gewalttätigen
Verhältnisse wesentlich ver-
antwortlich sind: mit Parami-
litärs, Drogenhändlern und
korrupten Politikern. ImJahr
2000 wurde bekannt, dass
Mitarbeiter der US−Drogenbe-
kämpfungsbehörde DEA en-
gen Kontakt zu kolumbiani-
schen Drogenhändlern und
Paramilitärs hielten.
Dennoch stand die Be-

kämpfung des Kokainanbaus
i mmer als erster Punkt auf
der US−amerikanischen Agen-
da. Gemeinsammit der Regie-
rungin Bogotá entwarfen US−
Sicherheitsexperten Ende der
Neunzigerjahre den Plan Co-
lombia. Immerhin 1,3 Milliar-
den Dollar genehmigte der
US−Kongress für das Projekt,
dessenangeblicher Zweckdie
Vernichtung von Kokafeldern
ist. Über 80 Prozent des Gel-
des gingen an militärische
und polizeiliche Einrichtun-
gen. Im Mittelpunkt stand die
Lieferung vonetwa80 Kampf-
hubschraubern, die Entsen-
dung einiger hundert Militär-
berater und die Hilfe bei m
Aufbau so genannter Antidro-
gen−Bataillone.

Basis−Schwund: DurchihrzumTeil brutales Vorgehen hat die Guerilla anSympathien eingebüßt. (Fotos: Version)
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Journalist undlebt in

Mexiko−Stadt.

samtrund400 nordamerikani-
schen Helfer in Kolumbien
nicht an Kampfhandlungen
beteiligen, doch sie haltenih-
ren Armeekollegen durch lo-
gistischeEinsätzedenRücken
frei. Zudem leisten mindes-
tens acht Privatunternehmen
Aufklärungsarbeit i m Auftrag
der US−Armee.

US−Hilfefür den
kolumbianischen
Anti−Terror−Kampf
Auch rund umden Anden-

staat verfügen die US−Ameri-
kaner über militärische De-
pendancen. So etwa über den
Militärstützpunkt Manta in
Ecuador. Gerade das an Ecua-
dor angrenzende Putomayo
spielt eine zentrale Rolle i m
Plan Colombia. Die Regionist
ein wichtiges Kokaanbauge-
biet, die FARC hat eine große
Bedeutung, und nicht zuletzt
lagern dort große Erdölvor-
kommen.
Kolumbien steht in den

USAauf Platz 7 der Lieferan-
ten des schwarzen Goldes,
die Förderung hat in denletz-
ten zehn Jahren um 78 Pro-
zent zugenommen. Einige US−
amerikanische und britische
Ölmultis haben dort ihre
Bohrtürmestehen. Ersti mJa-
nuar hat das Pentagon rund
100 Soldaten in das Departe-
ment Arauca geschickt. Die
Armeeangehörigensollenihre
kolumbianischen Kollegen
trainieren, umeine Ölpipeline
der kalifornischen Occidental
Petroleum gegen Guerilla−An-
griffezuschützen.
Doch nicht nur die Erdöl-

vorkommen machendas Land
interessant. Die Regenwälder
beherbergen eine umfangrei-
che pflanzliche Vielfalt, und
damit Rohstoffe, auf die Phar-
maunternehmen ein Auge ge-
worfen haben. Mit der Paten-
tierung der Gen−Codes dieser
Pflanzenlässt sich bare Mün-
ze machen. Wie auch die mit-
telamerikanischen Staaten
spielt Kolumbien weltweit ei-
ne zentrale Rolle in der Bio-
prospektion, der Erfassung
der Biodiversität.
Noch etwas hat der Staat

mit seinen nördlichen Nach-
barn gemein: Kolumbienliegt
zwischen dem Pazifik und
dem Atlantik und könnte da-
mit eine der Alternativenstel-
len, umdenlatent überfüllten
Panama−Kanal zu entlasten.
An diesemzweiten Weg sind
besonders US−amerikanische
Unternehmer interessiert, um
den Warenfluss aus der in-
dustrialisierten Ostküste der
Vereinigten Staaten auf die
neuen Märkte in China und
Südostasien zu gewährleis-
ten. Solche Transportwege
sindaber nicht zurealisieren,
solange Guerillagruppen gro-
ße Gebiete unter ihrer Kon-
trolle haben.
Außergewöhnliche politi-

sche Bedeutung für die USA
bekommt Kolumbien durch
Entwicklungen in den Anrai-
nerstaaten. Ob in Brasilien,
Ecuador, Bolivien oder Vene-
zuela, überall haben die USA
ihre hegemoniale Stellung
verloren. In Brasilien und
Ecuador sind mit Inacio
"Lula" da Silva und Lucio
Gutierrez zwei Präsidentenan
die Macht gekommen, die
sich nur aufgrund der Unter-
stützung der starken sozialen
beziehungsweise indigenen



Kriegin KolumbienSeit über 40 Jahren ist Krieg Alltag in Kol umbien. Er forderte
Tausende Opfer − längst haben auch die Guerillas, die für die
"Befrei ung" zur Waffe griffen, an Sympathien an der Basis ei n-
gebüßt. Mit dabei auch die USA: Sie setzen sich nach dem
11. September noch stärker für den Erhalt der "demokratischen"
Verhältnisse i n Kol umbien ei n. Nicht ohne Grund, denn die US−
I nteressen i mlatei namerikanischen Land si nd vielschichti g.
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Kolumbiens Regierung
will die Guerilla

international isolieren.
Die Vielzahl der Akteure
desbewaffneten Konflikts
erschwert den Dialog.

"Was ist wichtiger, mit ter-
roristischen Gruppen disku-
tieren oder die dringenden
Probleme des Landes lösen?"
Die rhetorische Frage des ko-
lumbianischen Präsidenten
Alvaro Uribe lässt keinen
Zweifel über seine politi-
schen Prioritäten. Das Ver-
sprechen, denDialogzubeen-
den und mit harter Hand ge-
gen die Guerilla vorzugehen,
bescherte dem 49−jährigen
Rechtsanwalt Uribe ver-
gangenes Jahr einen klaren
Wahlsieg. "Es gibt jetzt Wich-
tigeres zu tun, als über die
FARCzudebattieren," beharrt
Uribe.
Die Äußerungen sind die

Reaktion des Präsidenten auf
die jüngste Erklärung der
größten Guerillagruppe des
südamerikanischen Landes,
der RevolutionärenStreitkräf-
te Kolumbiens, FARC. Sie be-
streitet, das Attentat auf den
High−Society−Club "El Nogal"
in der Hauptstadt Bogotá be-
gangenzuhaben. Die Explosi-
on einer Autobombe in der
Garage des Clubs hatte An-
fangFebruar 36 Menschenge-
tötet und über 170 verletzt.
Die FARC−Erklärung vom 11.
März macht ihrerseits den
"Staatsterrorismus" für die
Gewalttat verantwortlich. Am
gleichen Tag veröffentlichte
auch die kleinere Guerillaor-
ganisation ELN (Nationa-
les Befreiungsheer) ein Kom-
muniqué, in dem sie sich
von einem Anschlag auf ein
Einkaufszentrum im Osten
des Landes, bei dem fünf
Menschen getötet wurden,
distanziert.
Die Frage der Urheber-

schaft der Terrorakte ist für
Uribe von zentraler Bedeu-
tung. Nach dem verheeren-
denAnschlagauf denClub"El
Nogal" startete der Präsident
eine diplomatische Offensive,
umdie FARC international zu
ächten. Die Nachbarländer
sollten die FARC offiziell als
Terrorgruppe verurteilen und
ihre Mitglieder und vermeint-
lichenUnterstützer verfolgen.
Doch der Versuch, der Gueril-
la alle Schuld für die Gewalt
in Kolumbien in die Schuhe
zu schieben und die Regie-
rungsamt Militär undParami-
litärs reinzuwaschen, blieb
auf halbemWegstecken.

Zwar ist die internationale
Presse dazu übergegangen,
die FARC zumeist als "terro-
ristisch" zu bezeichnen, und
auch US−Präsident Bush ist
mit Uribe einer Meinung.
Doch von den Nachbarlän-
dernfolgte nur das kleine Pa-
nama dem Wunsch Bogotás
die FARCzuverurteilen, wäh-
rend Brasilien, Venezuelaund
Ecuador dies mit dem Argu-
ment ablehnten, es würdeauf
lange Sicht eine Verhand-
lungslösungausschließen.

Zwei Millionen
Binnenflüchtlinge
Von Dialog redet derzeit in

Kolumbien allerdings nie-
mand, die Zeichenstehenauf
Krieg. Eininterner Krieg, der
mit schwankender Intensität
schon über 40 Jahre währt

und Zigtausende Opfer zu-
meist unter der Zivilbevölke-
rung forderte. Als Folge des
bewaffnetenKonflikts undder
prekären sozialen Lage der
Mehrheit der Kolumbianer
durchlebt das Land eine hu-
manitäre Tragödie: Rundzwei
Millionen Menschen wurden
von ihremLand oder aus ih-
ren Häusern vertrieben und
fristen ihr Dasein als Binnen-
flüchtlinge. Die Arbeitslosig-
keitliegt offiziell bei knapp20
Prozent. Hinzukommt die Un-
terbeschäftigung, die auf 40
Prozent geschätzt wird − un-
terbeschäftigt bedeutetin Ko-
lumbien, dass das Einkom-
men nicht ausreicht, das
Überleben der Familie zu ge-
währleisten.

Die Akteure des bewaffne-
ten Konflikts in Kolumbien
sind vielfältig und wider-
sprüchlich. Die jeweilige Re-
gierung und dietraditionellen
politischen Parteien sehen
sich als Garanten der Verfas-
sungsordnung, die das Ge-
waltmonopol des Staates ver-
teidigen. Zugleich führen sie
hinter den Kulissenerbitterte
Kämpfe um ihren jeweiligen
Anteil an den Machtpfründen
und den Reichtümern des
Landes. Der Politikunterstellt

ist das Militär, das allerdings
angesichts seiner enormen
Bedeutung in einem Kriegs-
land längst ein Eigenleben
führt undnachGutdünkendie
Auseinandersetzungen eska-
lieren lassen kann. Von zent-
raler Bedeutung sind inzwi-
schendie Paramilitärs, rechte
Todesschwadrone, die vor al-
lemdort aktivwerden, wodie
Guerilla breite Unterstützung
genießt. Zumeist gehen die
sogenannten Paras direkt ge-
gen Zivilisten vor, Menschen-
rechtsorganisationen machen
sie für den größten Teil der
Massaker und für gezielte
Morde an politischen Aktivis-
ten verantwortlich. Die i m
Dachverband AUC zusam-
mengeschlossenen Paras ha-
ben zugleich enge Verbindun-
genzu Militärs undführenden
Politikern − auch Präsident
Uribe wird nachgesagt, in den
90−erJahrenamAufbaudieser
Terrorgruppen beteiligt gewe-
sen zu sein. Auch wenn die
Regierung immer wieder be-
hauptet, gegen die Parami-
litärs vorzugehen, lehnen Kri-
tiker es ab, sieals unabhängi-
ge dritte Kraft des Konflikts
zubetrachten.

Die Guerilla, dieältesteund
auch größte Lateinamerikas,

ist bis heute eine traditionel-
le, eher marxistisch ausge-
richtete bewaffnete Befrei-
ungsbewegung. Dies trifft vor
allem auf die größere FARC,
aber auch auf die kleinere
ELN zu, die beiden wichtigs-
ten Gruppen, die in verschie-
denen Landesteilen agieren
und mal kooperieren oder
sichauch mal erbittert anfein-
den. Ihre Stärke macht ihre
Basis aus − weite Landesteile
abseits der großen Städte
sind unter ihrer Kontrolle. Ih-
re Ziele, die bei den verschie-
denen Dialogversuchen ne-
ben der Machtfragei mmerim
Mittelpunkt standen, umfas-
seneinensozialen Umbauder
kolumbianischenGesellschaft
und die Ablösung des derzei-
tigen Wirtschaftsmodells.
Durchihr Vorgehen hat die

Guerilla allerdings viele Sym-
pathien eingebüßt. Brutale
Geiselnahmen, Attentate auf
Brückenoder Ölpipelines und
das dogmatische Beharren
auf einem revolutionären
Kampf habeninsbesonderein
denstädtischen Zentren dazu
geführt, dass Basisbewegun-
gen und Menschenrechts-
gruppen − die trotz aller Re-

Drugsforfood. Kokabauerin Kolumbien.

GUERILLA

Patt zwischen Militär
und Guerilla

Andreas Behnistfreier
Journalist, zurzeit in

Rio deJaneiro.

Bewegungen durchsetzen
konnten. In Bolivienist es nur
eine Frage der Zeit, bis sich
der Kokabauern−Aktivist Evo
Morales gegen die fragile Re-
gierung durchsetzen wird.
Und Venezuelas linksnationa-
listischer Staatschef Hugo
Chávezkonntesichtrotz mas-
siver Angriffe der Opposi-
tion erfolgreichander Macht
halten.
Ihnen allen ist eines ge-
meinsam: Sie können sich
nicht vorbehaltlos den US−In-
teressen unterordnen. Auch
wenn sich "Lula" und Gutier-
rez nicht gegen das geplante
Gesamtamerikanischen Frei-

handelsabkommen (FTAA)
ausgesprochen haben, wer-
den sie demfür die USAhan-
delspolitisch wichtigsten Vor-
haben nicht folgenlos zusti m-
men können. Für Chávez ist
das FTAAohnehin ein "i mpe-
rialistisches Projekt", das den
Ausverkauf nationaler Inte-
ressen mit sichbringe.
Die kolumbianische Regie-

rung steht dagegen treu zu
denFTAA−Plänenund wirdda-
durch zumgeopolitisch wich-
tigstenUS−Partner der Region.
Dabei lehnen auch viele Ko-
lumbianer das Abkommenab,
das den Kontinent von Alaska
bis Feuerland bis zum Jahr

2005 in eine Freihandelszone
verwandeln soll. Schließlich
hat dieLiberalisierungder ko-
lumbianischen Wirtschaft
zahlreiche BauernindenRuin
getrieben. Mit den subventio-
nierten Produkten der inter-
nationalen Konkurrenz konn-
tensie nicht mithalten. Heute
bauenvielevonihnenan, was
weiterhin einen guten Welt-
marktpreis verspricht: Koka-
blätter undSchlafmohn.

Wolf−Dieter Vogel

FotsetzungSeite 6
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Präsident Alvaro Uribe
ist nochkein Jahri m
Amt. Die Bilanzseiner
Politikist bislang alles

andere alspositiv. Einzig
dasVersprechen der
Annäherung an die
Paramilitärs wurde

eingehalten.

Die Qual nach der Wahl:
Sieben Monate nach dem
Amtsantritt von Präsident
Alvaro Uribe dürfte mittler-
weileauchbei einemGroßteil
jener mittelständischen Wäh-
ler, diei mvergangenen Früh-
sommer noch begeistert ihre
Sti mmefür denstrammrech-
ten Uribe abgegeben haben,
Zweifel aufkommen. Ganz i m
Gegensatz zu Uribes sicher-
heitspolitischen Versprechen
während des Wahlkampfs ist
der Krieg weiter eskaliert. Im-
mer häufiger erschüttern
Bombenanschläge die Groß-
städte, und von der angekün-
digten Schwächung der Gue-
rillabewegungen ist auch
nichtszubemerken. Indenso

genannten"Rehabilitationszo-
nen", dem Militärkommando
unterstellten Gebietenin den
Departements Bolívar, Sucre
und Arauca, hat die Armee
trotz weitgehender Sonder-
voll machten und massiver
Unterstützung durch US−Mili-
tärberater die Situation nach
wie vor nicht unter Kontrolle.
Im Süden des Landes, der
nach dem Abbruch der Frie-
densverhandlungen zwischen
der Regierung Pastrana und
der FARC−Guerillaersti mFeb-
ruar 2002 Ziel einer Großof-
fensive der Armee wurde,
üben die Rebellen nach wie
vor unangefochten die politi-
sche und militärische Kon-
trolle aus. Soist es mehreren

Tausend Elitesoldaten nicht
gelungen, jenedrei US−Söldner
zu befreien, die die FARC vor
einigen Wochen im Departe-
ment Caquetá gefangen ge-
nommenhaben. Die US−Ameri-
kaner überwachteni mDienst
des Pentagon Funkkommuni-
kation und Bewegungen der
Guerillaaus der Luft.

Mit harter Handfür den
Sozialabbau
Doch am spürbarsten für

die Bevölkerungsmehrheit
dürfte wohl die weiterhin mi-
serable wirtschaftliche Lage
sein. Uribe, der sichi m Wahl-
kampf unter dem Motto "Gro-
ßes Herz, harte Hand" als so-
zialpolitisch engagiert gege-
ben hatte, hat den Arbeits−
und Kündigungsschutz weiter
beschnitten und neue Kriegs-
steuern beschlossen. Damit
bleibt als einziges eingehalte-
nes Versprechen: die von den
Menschenrechtsorganisatio-
nen heftig kritisierte Annähe-
rung der Regierung an die Pa-
ramilitärs. Vermittelt durch
die erzreaktionäre Kirchen-
hierarchie Kolumbiens führen
die des Drogenhandels und
mehrerer Tausend politischer
Morde jährlich beschuldigten
Todesschwadronen seit Ende
vergangenen Jahres mit der
Uribe−Regierung offizielle Ge-
spräche über die Eingliede-
rung von schätzungsweise
15.000 Paramilitärs. Opposi-
tionsgruppen beklagen, dass
diese KämpferinvielenRegio-
nen bereits als "Bauernsolda-
ten" in den Staatsdienst über-
nommen wordensind.
Verwunderlichist das alles

nicht. Präsident Uribe gehört
zumrechtesten Flügel der ko-
lumbianischen Oligarchie.
Seit Vater wareng mit der Dro-
genhändlerfamilie Ochoa ver-
bunden, die Anfang der 80er
JahreeineSchlüsselrolle bei m
Aufbau von Todesschwadro-
nen spielte. 1986 stellte der
heutige Präsident während ei-

nes Landkonfliktsin der Regi-
on Remedios−Antioquia erst
der Armee, dann Paramilitärs
Ländereien für einen Stütz-
punkt zur Verfügung, vondem
aus einJahr später ein Massa-
ker an Kleinbauern verübt
wurde. Anfang der 90er Jahre
tat sich Uribe als einer der
wichtigsten Förderer der Re-
form des Arbeitsrechts her-
vor, diezueiner explosionsar-
tigen Ausbreitung von prekä-
ren Beschäftigungsverhältnis-
sen und einem wahren Ge-
werkschaftssterben führte.
Die Arbeitnehmerorganisatio-
nen verloren durch die Re-
form an die 100.000 Mitglie-
der, etwa 12 Prozent ihrer Ge-
samtstärke. Und als Gouver-
neur von Antioquia Mitte der
90er Jahre galt Uribes Haupt-
augenmerk schließlich dem
Aufbausogenannter Convivir−
Gruppen. Diese privaten Si-
cherheitsdienste agierten le-
gal und beschleunigten die
Ausbreitung der Todesschwa-
dronenin Kolumbien.
Doch die kolumbianische

Bevölkerung wollte von die-
sen Dingen bei der Wahl i m
vergangenen Jahr nichts wis-
sen− i mmerhin gaben 25 Pro-
zent der Wahlberechtigtenih-
re Sti mme für den rechten
Kandidaten ab. Das hat nicht
nur mit politischer Ignoranz
zutun. Uribekonnteundkann
auf jene Kräfte zählen, die
man als eigentliche Macht-
zentren des Landes bezeich-
nen kann: der Viehzüchter-
verband, die größten Indus-
triegruppen und die i mLand
tätigen US−Behörden. So tre-
ten die wesentlich vomGroß-
grundbesitz getragenen Para-
militärs in ihren Einflussge-
bieten offenfür Uribe ein und
haben oppositionelle Mei-
nungsäußerungen schlicht-
weg unter Todesstrafe ge-
stellt. Die von einem halben
Dutzend Unternehmen kon-
trollierten Medien haben
ebenfalls für Uribe Wahl-
kampf gemacht und halten

sich mit Kritik heute auf-
fallendzurück. Unddie US−Ad-
ministration lässt dem Präsi-
denten die größte Militärhilfe
in der lateinamerikanischen
Geschichtezukommen.

Beschränkter Aktions-
radius der Linken
Die städtische Opposition

Kolumbiens tut sich in Anbe-
tracht dieser Situation
schwer. Zwar hat sich mit der
Sozialen und Politischen
Front (FSP), einem überwie-
gend von Gewerkschaftern
getragenen Bündnis, i m ver-
gangenen Jahr erstmals seit
langemwieder eine politische
Oppositionskraft gebildet,
deren Präsidentschaftskandi-
dat, der Erdölgewerkschafter
Lucho Garzón, auch in den
bürgerlichen Medien Aner-
kennung fand. Doch der Ak-
tionsradius der legalen Lin-
kenist beschränkt. Auch hin-
sichtlich der Medienpräsenz
ist die Lage katastrophal. Ab-
gesehen von den 14tägig er-
scheinenden Zeitungen "Des-
de Abajo" und"LaVoz" gibt es
keinfunktionierendes alterna-
tives Medium im Land. Die
einst so renommierte Tages-
zeitung "El Espectador" ist
von einer der beiden großen
Industriegruppen gekauft
worden und erscheint nur
noch wöchentlich. Das von
Uribe geplante Referendum
über eine politische Reform
des Landes wird von der Lin-
ken als ein weiterer Schritt
zur Machtkonzentration in
den Händen der Eliten be-
zeichnet. Die Gegenkampagne
kann jedoch nur in geschlos-
senen Räumen und einigen
wenigen Großstädtenstattfin-
den, weil die Gegner des Refe-
rendums mit Anschlägen
rechnen müssen.

Raul Zelik
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Auch eine Guerillerabraucht mal ne Pause.

Zukunft ungewiss: über die Hälfte der KolumbianerInnen verdienen nicht genug, umsich undihre
Familie zu ernähren.

pression in Kolumbien nach
wie vor aktivsind− der Gueril-
la den Rückenkehrten.

Alle sind verdächtig
Militärisch herrscht zwi-

schen Guerilla und dem Mili-
tär eine Pattsituation. Erst
seitdemdie USAimJahr 2000
i m Rahmen des Plan Colom-
bia, der offiziell dem Kampf
gegen Drogenhandel dienen
soll, ihre Militärhilfe an Ko-
lumbien drastisch erhöhten,
geriet die Guerillaetwasindie
Defensive. Zumal US−Präsi-
dent George BushdieFARCin-
zwischen in seinen Anti−Ter-
ror−Feldzug eingeschlossen
hat−i mmer mehr Geldund Mi-
litärberater aus Washington
werden i m Kampf gegen die
"Terrororganisation" FARCein-
gesetzt. Nachdemes der FARC
im Februar gelang, US−Mili-
tärsinihre Gewalt zu bringen,
stiegdieZahl derSoldatenaus
den USAin Kolumbienoffiziell
auf über 400, dem Li mit, das
der US−Kongress einst festge-
legt hatte. Präsident Alvaro
Uribe kann frohlocken: Schon
im Wahlkampf hatte er offen
eine militärische Intervention
von außen befürwortet, als

"Hilfe der internationalen Ge-
meinschaft gegen den Terror
inunseremLand".
Nicht nur die Kompromiss-

losigkeit der Regierung macht
eine Beendigungdes Konflikts
mittels Verhandlungen so
schwierig. Mit Blick auf die
Geschichte wird sich die Gue-
rilla kaumauf eine politische
Lösung, d.h. Niederlegungder
Waffen und Teilnahme an
Wahlen einlassen. Dies ver-
suchte bereits die Linkspartei
Patriotische Union im Jahr
1985 nach erfolgreichen Frie-
denverhandlungen zwischen
Guerilla und Regierung. Die
Folgen waren verheerend: In-
nerhalb kurzer Zeit wurden
4.000 Partei mitglieder, unter
ihnen zwei Präsidentschafts-
kandidaten, ermordet.
Dies ist einer der Gründe,

warumder Dialogversuchvon
Uribes Vorgänger, Ex−Präsi-
dent Andres Pastrana, schei-
terte: Die FARC beharrte da-
rauf, erst zu verhandeln und
danachübereinen Waffenstill-
stand zu reden, eine Bedin-
gung, die die Hardliner in Re-
gierung und Militär nicht ak-
zeptierten.
Vor gut einemJahr, i mFeb-

ruar 2002, brachen Regierung
und Guerilla die Friedensver-
handlungenendgültigab. Seit-

demeskaliert die militärische
Auseinandersetzung, zuerst
durch die Rückeroberung der
entmilitarisierten Zone, die
Pastrana der FARCzur Durch-
führung der Verhandlungen
überlassen hatte. Es kommt
zu heftigen militärischen Zu-
sammenstößen, und die FARC
setzt auf spektakuläre Aktio-
nen. Während der Amtsein-
führung von Uribe am7. Au-
gust letzten Jahres beschoss
sie den Regierungspalast mit
Granaten, vor militärischen
Einrichtungen explodierten
i mmer wieder Autobomben,
wobei stets auch Zivilisten
ums Lebenkamen.
Das Attentat auf den No-

belclub"El Nogal" könnteeine
weitere Eskalationseitens der
FARCsein, vieletrauenihr die
Urheberschaft dieses Verbre-
chens zu, das kaumnoch et-
was mit den Kriegsmitteln ei-
ner bewaffneten Befreiungs-
bewegung zu tun hat. Aller-
dings gibt es bisher keinerlei
Beweise für diese These, die
die Regierung Uribe bereits
zur Tatsache erklärt hat. Dem
einzigen ermittelten Verdäch-
tigen konnte keinerlei Verbin-
dung zur Guerilla nachge-
wiesen werden.
Inzwischen ließ sogar die

Polizei durchblicken, dass es

durchaus möglich sei, dass
die Drogenkartelle hinter dem
Attentat steckenkönnten. Mo-
tiv: Die Auslieferung einiger
Drogenbosse an die USA. "Es
ist absolut sicher, dass die
FARC hinter dem Anschlag
stecken", beharrtjedochVize-
präsident Francisco Santos,
nachdemdas Dementi seitens
der Guerilla die offizielle Ver-
sioninFrage stellt. Die Oppo-
sition widerspricht demVize:
"Es gibt keine konkreten An-
haltspunkte für die Täter-
schaft der FARC," soder Sena-
tor und ehemalige Guerillero
Antonio Navarro. Der ehema-
lige Gewerkschafter und Ex−
Präsidentschaftskandidat des
Linksbündnisses Polo De-
mocrático ergänzt: Der Fall
müsse dringend aufgeklärt
werden, denn "wenn es die
FARC nicht waren, dann sind
alleverdächtig".

Andreas Behn

FotsetzungvonSeite 5


